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A. Bericht des Abgeordneten Berendsen: 


I. Allgemeines 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der 
Rheinschiffahrtpolizeiverordnung wurde in der 
56. Plenarsitzung des Deutschen Bundestages am 
18. November 1954 an den Ausschuß für Verkehrs- 
wesen zur weiteren Bearbeitung überwiesen, der 
ihn in seiner 30. Sitzung am 30. November 1954 ein- 
gehend beraten und einstimmig beschlossen hat, ihn 
in der anliegenden Fassung anzunehmen. 

Die Rheinschiffahrtpolizeiverordnung hat bei 
dieser Beratung Vorgelegen. 


II. Im einzelnen 

Auf die ausführliche schriftliche Begründung der 
Paragraphen in Drucksache 933 wird Bezug ge- 
nommen. 

Der Entwurf eines Gesetzes zur Einführung der 
Rheinschiffahrtpolizeiverordnung soll als Rechts- 
grundlage zur Einführung der neuen Rhein- 
schiffahrtpolizeiverordnung dienen, welche die 
Zentralkommission für die Rheinschiffahrt nach 
mehrjährigen Beratungen beschlossen hat und die 
am 1. Januar 1955 in allen Rheinuferstaaten an die 
Stelle der bisherigen Verordnung vom 18.. Januar 
1939 treten soll. Die Bundesregierung ist durch 
internationale Absprache im Rahmen der Zentral- 
kommission für die Rheinschiffahrt gehalten, die 
Verordnung an dem vereinbarten Termin in Kraft 
zu setzen. 

Dies soll nach § 1 Abs. 1 des Gesetzentwurfs 
durch eine Verordnung des Bundesministers für 
Verkehr geschehen. In ähnlicher Weise sind bereits 

die Rheinschiffsuntersuchungsordnung und die 


Vorschriften über die Beförderung brennbarer 
Flüssigkeiten auf Binnenwasserstraßen auf Grund 
der Gesetze des Wirtschaftsrates vom 21. Juni 1949 
(WiGBl. S. 91) und des Bundes vom 13. November 
1952 (BGBl. II S. 957) in Kraft gesetzt worden. 

Nach dem Vonbild dieser beiden Gesetze ist in 
§ 1 Abs. 2 des Gesetzentwurfs vorgesehen, daß der 
Bundesminister für Verkehr die Rheinschiffahrt- 
polizeiverordnung ändern, ergänzen oder in neuer 
Fassung erlassen kann, sofern ein Beschluß der 
Zentralkommission für die Rheinschiffahrt dies 
vorsieht oder zu läßt. Diese Vorschrift dient der 
Entlastung der gesetzgebenden Körperschaften. 

Der Bundesrat hat eine redaktionelle Änderung 
in den Absätzen 1 und 2 des § 1 empfohlen, welcher 
der Ausschuß für Verkehrswesen nicht glaubte 
folgen zu sollen, weil der Regierungsentwurf den 
Erfordernissen des Art. 80 Abs. 1 GG dadurch 
besser Rechnung trägt, daß er gleichzeitig eine 
Richtlinie für die Arbeit der deutschen Delegation 
bei der Zentralkommission für die Rheinschiffahrt 
gibt. 

Der Bundesrat hat sich seinerzeit Vorbehalten, 
im zweiten Durchgang zu prüfen, ob dieses Gesetz 
zustimmungsbedürftig ist. Sollte diese Frage vom 
Bundesrat bejaht werden, so vertritt der Ausschuß 
für Verkehrswesen die Auffassung, daß der Erlaß 
der internationalen Rheinschiffahrtpolizeiverord- 
nung selbst der Mitwirkung des Bundesrates nicht 
bedarf. Der Ausschuß für Verkehrswesen schlägt 
daher vor, dies in § 1 Abs. 1 und Abs. 2 zum Aus- 
druck zu bringen. 

In § 2 wird für Zuwiderhandlungen die in Art. 32 
der Mannheimer Akte vorgesehene Strafe von 
10, — bis 300, — französischen Goldfranken (= 8, — 
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bis 240, — DM) angedroht. Um derartige Zuwider- 
handlungen ihrem Unrechtsgehalt entsprechend 
trotz der höheren Strafdrohung als Übertretun- 
gen behandeln zu können, ist § 19 Satz 2 des Ge- 
setzes über das gerichtliche Verfahren in Binnen- 
schiffahrts- und Rheinschiffahrtssachen vom 
27. September 1952 (BGBl. I S. 641) wörtlich über- 
nommen worden. 

§ 3 beinhaltet die vom Bundesrat empfohlene 
Berlin-Klausel. Der Ausschuß für Verkehrswesen 


schlägt im Hinblick auf die Berlin-Klausel vor, den 
§ 4 Abs. 1 entsprechend zu ergänzen, damit die 
Strafbestimmung des § 2 in Berlin nicht rückwir- 
kend in Kraft tritt. 


Bonn, den 30. November 1954 

Berendsen 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses: 


Der Bundestag wolle beschließen, 

1. dem Gesetzentwurf — Drucksache 933 — in der 
anliegenden Fassung zuzustimmen; 

2. die zu dem Gesetzentwurf eingegangenen Pe- 
titionen durch die Beschlußfassung für erledigt 
zu erklären. 


Bonn, den 30. November 1954 

Der Ausschuß für Verkehrswesen 
Rümmele Berendsen 

Vorsitzender Berichterstatter 


2 



Beschlüsse des 3 0. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Einführung der Rheinschiffahrtpolizeiverordnung 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz 
beschlossen: 

§ 1 

(1) Um die auf dem Rhein geltenden Ver- 
kehrsvorschriften dem Fortschritt der Tech- 
nik und den Erfordernissen eines gesteigerten 
Verkehrs anzupassen, wird der Bundes- 
minister für Verkehr ermächtigt, die Rhein- 
schiffahrtpolizeiverordnung in der von der 
Zentralkommission für die Rheinschiffahrt 
beschlossenen Fassung ohne Zustimmung des 
Bundesrates zu erlassen. 

(2) Der Bundesminister für Verkehr kann 
die Rheinschiffahrtpolizeiverordnung unter 
Beachtung der Gesichtspunkte des Absatzes 1 
ohne Zustimmung des Bundesrates ändern, 
ergänzen oder in neuer Fassung erlassen, so- 
fern ein Beschluß der Zentralkommission für 
die Rheinschiffahrt dies vorsieht oder zuläßt. 


§ 2 

Zuwiderhandlungen gegen die Rheinschif- 
fahrtpolizeiverordnung werden nach dem 
Strafrahmen des Artikels 32 der revidierten 
Rheinschiffahrtsakte vom 17. Oktober 1868 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
27. September 1932 (Bundesgesetzbl. I S. 645) 
bestraft. Auf diese Zuwiderhandlungen sind 


die Vorschriften für Übertretungen ent- 
sprechend anzuwenden. 

§ 3 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des 
§13 Abs. 1 des Dritten Überleitungsgesetzes 
vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) 
auch im Lande Berlin. 

(2) Rechtsverordnungen, die auf Grund der 
in diesem Gesetz enthaltenen Ermächtigungen 
erlassen werden, gelten im Lande Berlin nach 
§14 des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 4 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft, hinsichtlich des § 2 
jedoch im Lande Berlin erst am Tage nach der 
Verkündung des Übernahm egesetzes im Ge 
setz- und Verordnungsblatt für Berlin. 

(2) Mit dem Inkrafttreten der Rheinschif- 
fahrtpolizeiverordnung tritt die Schiffahrt- 
polizeiverordnung für das deutsche Rhein- 
stromgebiet vom 18. Januar 1939 (Reichs- 
gesetzbl. II S. 41) in der Fassung der Verord- 
nungen vom 17. Februar 1951 (Bundes- 
gesetzbl. II S. 30), vom 20. Februar 1953 
(Bundesanzeiger Nr. 38 vom 25. Februar 
1953) und vom 15. Juni 1954 (Bundesanzei- 
ger Nr. 113 vom 16. Juni 1954) außer Kraft. 
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